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Zersiedelung der Landschaft
Gruppe «Bibergeil» meldet sich zurück 

So lange sich mit der Zersiedelung der
Landschaft noch viel Geld verdienen
lässt, ist sie nicht zu stoppen. Dies ist
ein Fazit der zweiten «Bibergeil»-Dis-
kussion im Salzhaus in Brugg.

eit über 100 Ar-
chitekten und Ar-
chitekturinteres-
sierte waren ins
Salzhaus nach
Brugg geströmt,

um zu erfahren, was aus dem Kampf
der Gruppe «Bibergeil» gegen den aar-
gauischen Siedlungsbrei weiter gewor-
den ist, ob die provokanten Thesen ei-
ner kritischen Überprüfung standgehal-
ten haben oder ob sie als weltfremde
Architektenromantik abgebucht wer-
den müssen. Mit launigen und hinter-
gründigen Referaten lancierten die ehe-
malige Regierungsrätin Susanne Hoch-
uli und Architekturkritiker Benedikt Lo-
derer die Diskussion im Salzhaus.

Doch diese Diskussion nahm rasch ei-
nen unerwarteten Verlauf, denn ein
neues Feld tat sich auf: Es zeigte sich,
dass die zunehmende Zersiedelung des
Kantons von vielen Aargauerinnen und
Aargauer gar nicht als Problem erkannt
wird; mehr noch: An der Zersiedelung
lässt sich auch gut verdienen. Oder wie
es Architekturkritiker Benedikt Loderer
ausdrückte: «Die Zersiedelung ist ein
ökonomischer Vorgang. Einzonungen
sind das beste Geschäft der letzten 50
Jahre und es handelt sich dabei stets
um Koalitionen von Profiteuren.»

Die «Staumauer» von Staffelbach
Alt Regierungsrätin Susanne Hochuli

stellte fest, dass in der Bevölkerung
kaum ein Bewusstsein für die Gestal-
tung der Landschaft ringsum vorhan-
den sei; meistens höre die Verantwor-
tung für den Lebensraum am Garten-
hag auf. Hochuli aber nahm die Aar-
gauerinnen und Aargauer auch in
Schutz: «Woher sollen sie denn ihr Wis-
sen nehmen? Wo werden sie geschult?»
Man gewöhne sich an das, was einen
umgibt. Und manchmal stelle man viel
zu spät fest, dass man eine Verände-

W
rung so nicht gewollt habe. Hochuli
nannte dazu als Beispiel die Gemeinde
Staffelbach, wo die im Volksmund
«Staumauer» genannte Überbauung das
Dorf nachhaltig und auf lange Zeit ver-
ändert habe. Welche Konsequenzen die
«Staumauer» für das Dorf und die Be-
wohner, aber auch für die Umgebung
habe, dessen sei man sich im Staffel-
bach erst bewusst geworden, als es für
Korrekturen bereits zu spät war.

Wer behaupte, die Zersiedelung der
Landschaft erfolge chaotisch, beleidige
unseren Rechtsstaat, erklärte Benedikt
Loderer. «Wir haben saubere Zonen-
grenzen. Alles, was gebaut wird, ent-
spricht den Vorschriften.»

Eine klare Unterscheidung zwischen
Stadt und Land, welche die Gruppe «Bi-
bergeil» noch stärker ausgestalten
möchte, sieht Loderer schon heute
nicht mehr: «Im Aargau ist die Agglo-
meration die heutige Form der Stadt.
Und das, was im Aargau bisher als Stadt
gegolten hat, ist im Grunde genommen
nichts weiter als ein Quartier in dieser
Agglo-Stadt.» Daraus folgt für den pro-
minenten Architekturkritiker «Der Aar-
gau ist durchgehend urbanisiert, kein
Aargauer lebt mehr auf dem Land.» Es
sei deshalb auch reiner «Selbstbetrug»,
wenn der Aargau sich als Landkanton
bezeichne. «Der Aargau ist ein Agglo-
Teppich mit Grünanteil», behauptete
Loderer und erntete für diese Aussage
viel zustimmendes Nicken.

Leiden am Steuersubstrat
Die Gruppe «Bibergeil» verlangt eine

«gestalterisch einwirkende Kraft», die
der Zersiedelung Einhalt gebietet und
mittels selektivem Wachstum identitäts-
stiftende Lebensräume entstehen lässt.
Im Klartext heisst das: Es soll nicht
mehr jede Gemeinde völlig unabhängig
planen, bauen und wachsen können.
Planung und Entwicklung werden künf-
tig mindestens regional gesteuert. So
würde aber an der Gemeindeautono-

mie gekratzt. Loderer erklärte iro-
nisch, dass jeder, der sich in der
Schweiz auch nur im geringsten ge-
gen die Gemeindeautonomie stelle,
sich höchst unbeliebt mache und ei-
nen schweren Stand habe: «Wer ge-
gen die Gemeindeautonomie ist, ist
gegen den Föderalismus und damit
ein schlechter Demokrat und somit
auch ein schlechter Mensch.»

Benedikt Loderer kam zum
Schluss, dass offensichtlich im Aar-
gau bisher nicht die Zersiedelung das
Problem sei, welches Einwohner und
Politik umtreibt: «In diesem Kanton
leiden alle am Steuersubstrat.»

Susanne Hochuli ermunterte die
Gruppe «Bibergeil», weiterzumachen
und ihre Ideen zu den Leuten zu
bringen. Denn nur so könne nach
und nach ein anderes Bewusstsein
im Umgang mit der Landschaft ent-
stehen. «Ich weiss, das ist eine ver-
dammte Knochenarbeit, aber es
lohnt sich», sagte die Grüne.

«Bibergeil» macht weiter
Konkret schlug sie vor, die Ideen

an Schulen vorzustellen, bei Gemein-
den vorzusprechen, bei Regionalpla-
nungsgruppen, bei Kultur- und Ver-
schönerungsvereinen. Benedikt Lo-
derer kam zu einem ähnlichen
Schluss. Die Ideen von «Bibergeil»
müssten unter das Volk, sagte er. «Ihr
müsst nicht uns von euren Ideen
überzeugen. Ihr müsst die Konserva-
tiven auf eure Seite bringen.»

«Bibergeil utopiert weiter», sagte
Lukas Zumsteg, Mitglied der Gruppe
am Schluss der Veranstaltung. Man
bleibe dabei weiterhin frei und unab-
hängig. Und man werde zu gegebe-
ner Zeit wieder informieren und den
nächsten «Bibergeil-Anzeiger» produ-
zieren. Dies trug der Gruppe grossen
Applaus ein. Die Vertiefung der Dis-
kussion erfolgte anschliessend bei
Wurst, Brot und Bier.

VON JÖRG MEIER
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ie Bevölkerung im Kanton
Aargau wird auch in den
nächsten 20 Jahren markant

wachsen. Mehr Menschen brauchen
mehr Wohnraum; die Bautätigkeit
bleibt intensiv. Trotz Raumplanung
wird die Zersiedelung weiter
zunehmen. Dies geht auf Kosten der
Landschaft, die allmählich durch
den «Siedlungsbrei» zerstört wird.
«Bibergeil» heisst eine Gruppe von
Aargauer Architekten, die alternative
Entwicklungsstrategien erarbeitet hat,
die sie erstmals 2015 präsentierte.
Modellhaft zeigte die Gruppe, wie
sich Landschaft und Siedlung im
Dialog mittels selektivem Wachstum
gleichermassen entwickeln lassen
und identitätsstiftende Lebensräume
geschaffen werden können. Dazu
entwickelte die Gruppe drei Thesen:
■ Selektives Wachstum: Spezifisches
Wachsen und Schrumpfen dienen
dazu, den Siedlungsflächen und dem
Kulturland eine bewusste Gestalt zu
verleihen. Diese ist aus Bedingungen
der Landschaft und der Topografie
entwickelt. Der Form von Rändern,
Grenzen und Übergängen kommt
damit ebenso eine Bedeutung zu wie
dem Verhältnis von Besiedlung und
Kulturland. Nicht jede Gemeinde darf
künftig unabhängig von den anderen
weiterwachsen. Bevölkerungsmässig
wachsen sollen vor allem die Städte;
die Dörfer in den Tälern sollen dort,
wo es sinnvoll ist, auch schrumpfen.
■ Heroprinzip: Stadt und Land stehen
in einer gegenseitigen Abhängigkeit.
Die Stadt braucht das Land zu ihrer

D

Versorgung und zur Naherholung,
das Land die Stadt als Kunde der
landwirtschaftlichen Produkte. Dieses
vorindustrielle Prinzip kann auch
heute ein Erfolgsmodell sein, wie der
1886 gegründete und bis heute in
Lenzburg ansässige Nahrungsmittel-
konzern Hero beweist.
■ Städtekette: Die Kleinstädte Brugg,
Lenzburg, Aarau und Olten bilden
regionale Zentren und stehen in einer
Beziehung zu ihren landwirtschaftlich
geprägten Südtälern. Sie bilden die
Glieder einer Kette, welche durch die
Flusslandschaft der Aare verbunden
sind. Diese Antithese zur Bandstadt
bietet einen ausgeprägten Land-
schaftsbezug, eine überschaubare
Grösse und eine erkennbare Gestalt.

Nach der Publikation der Thesen im
«Bibergeil-Anzeiger» und einer ersten
Diskussion in Lenzburg stellte sich die
Gruppe dem Diskurs. Mit ausgewählten
Exponenten aus Kultur, Politik, Wirt-
schaft, Landwirtschaft und Raument-
wicklung wurden die erarbeiteten Inhalte
an vier Tischgesprächen diskutiert. Zu
den Teilnehmenden gehörten etwa Peter
Grünenfelder, Direktor Avenir Suisse, die
Philosophin Katja Gentinetta, Politik-
wissenschaftler Andreas Gross, der
Schriftsteller Michel Mettler oder alt
Regierungsrätin Susanne Hochuli. Aus
den Gesprächen entstanden der
«Bibergeil-Anzeiger 2» und eine öffent-
liche Diskussion im Salzhaus in Brugg
(Artikel links). Die Gruppe «Bibergeil»
will ihre Ideen über die künftige Ausge-
staltung unseres Lebensraumes vermehrt
auch in die Öffentlichkeit und Institu-
tionen tragen, handelt es sich doch, laut
der Gruppe, bei der Fragen, wie und
wo wir leben wollen, um «einen gesell-
schaftlichen Aushandlungsprozess».

Mehr über die Gruppe «Bibergeil»
und ihre Thesen unter www.bibergeil.ch

DIE GRUPPE «BIBERGEIL»

Das Heroprinzip
und die Städtekette
an der Aare

Die Gruppe «Bibergeil»(von
links): Rainer Zulauf, Rolf Meier,
Martin Leder, Thomas Schnei-
der, Beat Schneider, Lukas
Zumsteg, Daniela Valentini,
Andreas Graf, Peggy Liechti. 
JEAN JACQUES RUCHTI

«Der Aargau ist durchgehend urbanisiert, kein Aargauer lebt mehr auf dem Land, sagt Publizist Benedikt Loderer – deshalb sei        es reiner Selbstbetrug, wenn der Aargau sich als Landkanton bezeichne. DANIELA VALENTINI

«‹Bibergeil› utopiert
weiter. Wir bleiben
weiterhin frei und
unabhängig.»
Lukas Zumsteg Mitglied
der Gruppe «Bibergeil»

«Der Aargau ist
durchgehend
urbanisiert. Kein
Aargauer lebt mehr
auf dem Land.»
Benedikt Loderer Publizist

«Ich weiss, das ist
eine verdammte
Knochenarbeit.
Aber es lohnt sich.»
Susanne Hochuli alt
Regierungsrätin

«Ein Agglo-Teppich
mit Grünanteil»

Die Gemeinde Reinach hat das
Grundstück zur Landwirtschafts-
zone erklärt, ohne dass die Rent-
nerin davon Kenntnis hatte. Statt
rund 500 000 Franken wie bisher
in der Bauzone, ist das Land jetzt
noch rund 800 Franken wert.

Laut Michael Rothen, Leiter Sek-
tion Orts-, Siedlungs- und Regional-
planung West beim Departement
Bau Verkehr und Umwelt, sind
Auszonungen wie in Reinach kein
Einzelfall. «Mit dem vom Grossen
Rat im März 2015 beschlossenen
und jüngst vom Bundesrat geneh-
migten kantonalen Richtplan wur-
den sechs Gemeinden dazu ver-
pflichtet, ihre Bauzonen an das im
Richtplan angepasste Siedlungsge-
biet anzupassen beziehungsweise
Auszonungen vorzusehen», sagt er
auf Anfrage der AZ.

Auch Reinach habe diese Auszo-
nung in ihrer Funktion als Pla-
nungsträgerin zur Erfüllung der
bundesrechtlichen Vorgaben ei-
gens vorgesehen. Doch auch das ist
laut dem Experten nicht ausserge-
wöhnlich und könne in jeder Ge-
meinde des Kantons vorkommen,
um die Vorgaben des Raumpla-
nungsgesetzes zu erfüllen. Doch
wie sieht es mit der Informations-

pflicht der Gemeinde aus? Gegen-
über dem TV-Sender Tele M1 kriti-
sierte Rosmarie Kohli, dass sie
über die geplante Umzonung ihres
Grundstücks und den Wertverlust
nicht informiert worden sei. Weil
sie im Nachbarkanton Luzern lebt,
habe sie auch die Publikation im
Amtsblatt nicht gesehen.

Ist es von der Gemeinde tatsäch-
lich zu viel verlangt, Grundbesitzer
wie Rosmarie Kohli persönlich zu
kontaktieren und zu informieren,
ehe ihr Land ausgezont wird? Ro-
then dazu: «Es ist einfach gesagt,
dass der Informationsaufwand für
die Gemeinde gering ist. Beschäf-
tigt man sich aber vertiefter mit
dem Inhalt einer Nutzungspla-
nung, merkt man rasch, dass die
Abgrenzung, in welchen Fällen ei-
ne individuelle Benachrichtigung
und wann keine angezeigt ist, sehr
schwierig ist. Letztlich will die Ge-
meinde auch eine Gleichbehand-
lung unter den von der Nutzungs-
planungsrevision betroffenen Ei-
gentümern gewährleisten.»

Deshalb kann der Experte Besit-
zern von unerschlossenen Bauzo-
nen nur nahelegen, wachsam, in-
formiert und in periodischem Kon-
takt mit der Gemeinde zu bleiben.
«Revisionen der Nutzungsplanung
kommen nicht von heute auf mor-
gen, sondern rund alle 15 Jahre
und dauern mehrere Jahre.» Es lä-
ge also zu einem grossen Teil auch
in der Eigenverantwortung der
Grundbesitzer, zu schauen, was in
der Gemeinde betreffen Nutzungs-
planung passiert. (LUK)

Überraschend, aber
nicht ungesetzlich
Jahrelang hütete Rosmarie
Kohli in Reinach Land im
Wert von 500 000 Fran-
ken. Nun ist das Grund-
stück fast wertlos gewor-
den, wie Tele M1 berichtet.

Wenige Sätze sorgten für viele Schlag-
zeilen: «Mutmasslicher Verlust von
Sprengmitteln in der Rekrutenschule»,
titelte das Verteidigungsdepartement.
Die kurze Mitteilung hatte einen explo-
siven Inhalt: Mehrere Kilogramm
Sprengmittel seien in der Infanterie-
Durchdiener-RS in Aarau verschwun-
den, hiess es im September 2016.

Ein Jahr ist seither vergangen. Doch
der Sprengstoff, die Zünder sowie die
Übungs-Handgranaten konnten noch
immer nicht gefunden werden, wie eine
Nachfrage bei der Militärjustiz zeigt.
Kommunikationschef Martin Immen-
hauser spricht von einem sehr umfang-
reichen Verfahren, an dem auch die
Strafverfolgungsbehörden der Kantone
und des Bundes beteiligt seien. Ein
Team aus Vertretern von Militärjustiz
und zivilen Behörden ermittle «unter
Hochdruck». Wie viele Personen mit
dem Fall beschäftigt sind, gibt die Mili-
tärjustiz nicht preis. Immenhauser: «Die
Zahl der Beteiligten wechselt täglich,
aber es sind mehr als nur zwei, drei.»

Einstellen oder weitersuchen?
Fest steht inzwischen: Buchungsfeh-

ler sind passiert, nicht das ganze Mate-
rial ist auch wirklich physisch ver-
schwunden. «Wir gehen aber davon
aus, dass ein Teil tatsächlich fehlt», sagt
Immenhauser. Verlust oder Diebstahl –
bislang könne noch keine Ursache aus-
geschlossen werden. Der Militärjustiz-
Sprecher will sich mit Verweis auf die
laufenden Untersuchungen auch nicht

dazu äussern, ob im Falle eines Dieb-
stahls Täter von ausserhalb der Armee-
kreise infrage kommen.

Explosives Armeematerial, das spur-
los verschwunden ist – ein Grund zur
Beunruhigung? «Nein, die Bevölkerung
muss sich keine Sorgen machen», be-
schwichtigt Immenhauser. Bislang habe
es in der Schweiz keine Anschläge mit
Sprengstoff, Waffen oder Munition der
Schweizer Armee gegeben. Der Spre-
cher versichert aber auch: «Wir neh-
men die Suche sehr ernst. Gerät das
Material in falsche Hände, wäre das
nicht gut.» Deshalb stehe die Suche
nach den verschwundenen Sprengmit-
teln im Vordergrund.

Die andere Option wäre, die Ermitt-
lungen einzustellen, doch das werde
erst dann zum Thema, wenn die Er-
mittler zum Schluss kommen sollten,
dass keine Chance mehr auf eine Klä-
rung des Falls besteht. «Davon kann im
Moment keine Rede sein. Die Untersu-
chung läuft weiter», sagt der Sprecher.

«Das wäre Kaffeesatzlesen»
Die Frage, wann mit einem Abschluss

des Verfahrens zu rechnen ist, lässt
Militärjustiz-Sprecher Martin Immen-
hauser offen. «Das wäre Kaffeesatzle-
sen und nützt niemandem etwas.»
Letztlich hänge die Dauer davon ab,
welche neuen Spuren sich ergeben.

Der Vorfall hat auch bereits die Poli-
tik beschäftigt. Im Februar erkundigte
sich SP-Nationalrätin Yvonne Feri nach
dem Verbleib der verschwundenen
Sprengmittel. In der Fragestunde hielt
sich Verteidigungsminister Guy Parme-
lin bei seiner Antwort aber bedeckt
und verwies auf die laufenden Ermitt-
lungen. Der SVP-Bundesrat nutzte die
Gelegenheit allerdings, um zu verkün-
den, dass die Armee aus dem Vorfall
Lehren gezogen habe. Unter anderem
sei das Prinzip der doppelten Kontrolle
verstärkt worden.

Sprengstoff spurlos
verschwunden
Armee Das Militärmaterial,
das seit einem Jahr in Aarau
fehlt, ist bis heute nicht wieder
aufgetaucht – der Fall stellt das
Ermittlerteam vor Rätsel.

VON MANUEL BÜHLMANN

BUCHS
Gartenhäuschen durch
Brand vollständig zerstört
Am Sonntagmorgen, kurz nach 4 Uhr,
standen in der Obermatt Buchs zwei
Gartenhäuschen in Vollbrand. Zwar
konnte die Feuerwehr den Brand
rasch löschen, die Häuschen wurden
aber vollständig zerstört. Die Brand-
ursache ist noch unbekannt. (AZ) 

NACHRICHTEN

Ein Baumeister aus dem Fricktal ist zu
Recht zu einer Busse von 2000 Fran-
ken und einer bedingten Geldstrafe von
19 000 Franken verurteilt worden, weil
er einen Ausländer ohne Bewilligung
beschäftigte. Dies hat das Bundesge-
richt entschieden und damit ein Urteil
des Aargauer Obergerichts gestützt.

Die Staatsanwaltschaft sprach den
Baumeister vor zwei Jahren der vor-
sätzlichen Beschäftigung eines Auslän-
ders ohne Bewilligung schuldig. Sie auf-
erlegte ihm eine bedingte Geldstrafe
von 34 200 Franken sowie eine Busse
von 2000 Franken. Auf Einsprache hin
bestätigte das Bezirksgericht Laufen-
burg den Schuldspruch, reduzierte die
bedingte Geldstrafe aber auf 7600 Fran-
ken und die Busse auf 1900 Franken.

Dagegen erhoben sowohl die Staats-
anwaltschaft als auch der Baumeister
Berufung ans Obergericht. Auch dieses
bestätigte den Schuldspruch, erhöhte
aber die Geldstrafe 19 000 Franken)
und die Busse auf 2000 Franken. Der
Baumeister akzeptiere dies nicht und
zog vor Bundesgericht. Speziell war,
dass der Baumeister am Tag des Stel-
lenantritts des Ausländers das Migrati-

onsamt angerufen hatte. Er hatte auch
die Sozialabgaben vom Lohn abgezo-
gen und abgeliefert und die Anstellung
beim Steueramt zur Begleichung der
Quellensteuer angemeldet.

Auf den Arbeiter angewiesen
Vor Bundesgericht argumentierte der

Baumeister, es treffe zwar zu, dass der
Arbeiter über keine Arbeitsbewilligung
verfügt habe; dies habe er aber nicht
gewusst. Das Obergericht vermute nur,
dass er von der fehlenden Bewilligung
gewusst habe. Das Vorgehen der Behör-
den sei willkürlich, aktenwidrig und
verletze die Unschuldsvermutung.

Bei der Einvernahme durch die Poli-
zei hatte der Arbeiter jedoch ausgesagt,
dem Baumeister erklärt zu haben, dass
er nur über den «F»-Ausweis verfüge
und eine Arbeitsbewilligung benötige.
Das Bundesgericht geht mit dem Ober-
gericht davon aus, dass der Baumeister
bewusst auf das Einholen einer Bewilli-
gung verzichtet hatte, weil er dringend
auf einen raschen Stellenantritt des Ar-
beiters angewiesen war. Der Baumeis-
ter muss die Gerichtskosten von 2000
Franken bezahlen. (TZI)

Bundesgericht

Ausländer ohne Arbeitsbewilligung
angestellt: Baumeister muss zahlen
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Zersiedelung der Landschaft
Gruppe «Bibergeil» meldet sich zurück 

So lange sich mit der Zersiedelung der
Landschaft noch viel Geld verdienen
lässt, ist sie nicht zu stoppen. Dies ist
ein Fazit der zweiten «Bibergeil»-Dis-
kussion im Salzhaus in Brugg.

eit über 100 Ar-
chitekten und Ar-
chitekturinteres-
sierte waren ins
Salzhaus nach
Brugg geströmt,

um zu erfahren, was aus dem Kampf
der Gruppe «Bibergeil» gegen den aar-
gauischen Siedlungsbrei weiter gewor-
den ist, ob die provokanten Thesen ei-
ner kritischen Überprüfung standgehal-
ten haben oder ob sie als weltfremde
Architektenromantik abgebucht wer-
den müssen. Mit launigen und hinter-
gründigen Referaten lancierten die ehe-
malige Regierungsrätin Susanne Hoch-
uli und Architekturkritiker Benedikt Lo-
derer die Diskussion im Salzhaus.

Doch diese Diskussion nahm rasch ei-
nen unerwarteten Verlauf, denn ein
neues Feld tat sich auf: Es zeigte sich,
dass die zunehmende Zersiedelung des
Kantons von vielen Aargauerinnen und
Aargauer gar nicht als Problem erkannt
wird; mehr noch: An der Zersiedelung
lässt sich auch gut verdienen. Oder wie
es Architekturkritiker Benedikt Loderer
ausdrückte: «Die Zersiedelung ist ein
ökonomischer Vorgang. Einzonungen
sind das beste Geschäft der letzten 50
Jahre und es handelt sich dabei stets
um Koalitionen von Profiteuren.»

Die «Staumauer» von Staffelbach
Alt Regierungsrätin Susanne Hochuli

stellte fest, dass in der Bevölkerung
kaum ein Bewusstsein für die Gestal-
tung der Landschaft ringsum vorhan-
den sei; meistens höre die Verantwor-
tung für den Lebensraum am Garten-
hag auf. Hochuli aber nahm die Aar-
gauerinnen und Aargauer auch in
Schutz: «Woher sollen sie denn ihr Wis-
sen nehmen? Wo werden sie geschult?»
Man gewöhne sich an das, was einen
umgibt. Und manchmal stelle man viel
zu spät fest, dass man eine Verände-

W
rung so nicht gewollt habe. Hochuli
nannte dazu als Beispiel die Gemeinde
Staffelbach, wo die im Volksmund
«Staumauer» genannte Überbauung das
Dorf nachhaltig und auf lange Zeit ver-
ändert habe. Welche Konsequenzen die
«Staumauer» für das Dorf und die Be-
wohner, aber auch für die Umgebung
habe, dessen sei man sich im Staffel-
bach erst bewusst geworden, als es für
Korrekturen bereits zu spät war.

Wer behaupte, die Zersiedelung der
Landschaft erfolge chaotisch, beleidige
unseren Rechtsstaat, erklärte Benedikt
Loderer. «Wir haben saubere Zonen-
grenzen. Alles, was gebaut wird, ent-
spricht den Vorschriften.»

Eine klare Unterscheidung zwischen
Stadt und Land, welche die Gruppe «Bi-
bergeil» noch stärker ausgestalten
möchte, sieht Loderer schon heute
nicht mehr: «Im Aargau ist die Agglo-
meration die heutige Form der Stadt.
Und das, was im Aargau bisher als Stadt
gegolten hat, ist im Grunde genommen
nichts weiter als ein Quartier in dieser
Agglo-Stadt.» Daraus folgt für den pro-
minenten Architekturkritiker «Der Aar-
gau ist durchgehend urbanisiert, kein
Aargauer lebt mehr auf dem Land.» Es
sei deshalb auch reiner «Selbstbetrug»,
wenn der Aargau sich als Landkanton
bezeichne. «Der Aargau ist ein Agglo-
Teppich mit Grünanteil», behauptete
Loderer und erntete für diese Aussage
viel zustimmendes Nicken.

Leiden am Steuersubstrat
Die Gruppe «Bibergeil» verlangt eine

«gestalterisch einwirkende Kraft», die
der Zersiedelung Einhalt gebietet und
mittels selektivem Wachstum identitäts-
stiftende Lebensräume entstehen lässt.
Im Klartext heisst das: Es soll nicht
mehr jede Gemeinde völlig unabhängig
planen, bauen und wachsen können.
Planung und Entwicklung werden künf-
tig mindestens regional gesteuert. So
würde aber an der Gemeindeautono-

mie gekratzt. Loderer erklärte iro-
nisch, dass jeder, der sich in der
Schweiz auch nur im geringsten ge-
gen die Gemeindeautonomie stelle,
sich höchst unbeliebt mache und ei-
nen schweren Stand habe: «Wer ge-
gen die Gemeindeautonomie ist, ist
gegen den Föderalismus und damit
ein schlechter Demokrat und somit
auch ein schlechter Mensch.»

Benedikt Loderer kam zum
Schluss, dass offensichtlich im Aar-
gau bisher nicht die Zersiedelung das
Problem sei, welches Einwohner und
Politik umtreibt: «In diesem Kanton
leiden alle am Steuersubstrat.»

Susanne Hochuli ermunterte die
Gruppe «Bibergeil», weiterzumachen
und ihre Ideen zu den Leuten zu
bringen. Denn nur so könne nach
und nach ein anderes Bewusstsein
im Umgang mit der Landschaft ent-
stehen. «Ich weiss, das ist eine ver-
dammte Knochenarbeit, aber es
lohnt sich», sagte die Grüne.

«Bibergeil» macht weiter
Konkret schlug sie vor, die Ideen

an Schulen vorzustellen, bei Gemein-
den vorzusprechen, bei Regionalpla-
nungsgruppen, bei Kultur- und Ver-
schönerungsvereinen. Benedikt Lo-
derer kam zu einem ähnlichen
Schluss. Die Ideen von «Bibergeil»
müssten unter das Volk, sagte er. «Ihr
müsst nicht uns von euren Ideen
überzeugen. Ihr müsst die Konserva-
tiven auf eure Seite bringen.»

«Bibergeil utopiert weiter», sagte
Lukas Zumsteg, Mitglied der Gruppe
am Schluss der Veranstaltung. Man
bleibe dabei weiterhin frei und unab-
hängig. Und man werde zu gegebe-
ner Zeit wieder informieren und den
nächsten «Bibergeil-Anzeiger» produ-
zieren. Dies trug der Gruppe grossen
Applaus ein. Die Vertiefung der Dis-
kussion erfolgte anschliessend bei
Wurst, Brot und Bier.

VON JÖRG MEIER
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ie Bevölkerung im Kanton
Aargau wird auch in den
nächsten 20 Jahren markant

wachsen. Mehr Menschen brauchen
mehr Wohnraum; die Bautätigkeit
bleibt intensiv. Trotz Raumplanung
wird die Zersiedelung weiter
zunehmen. Dies geht auf Kosten der
Landschaft, die allmählich durch
den «Siedlungsbrei» zerstört wird.
«Bibergeil» heisst eine Gruppe von
Aargauer Architekten, die alternative
Entwicklungsstrategien erarbeitet hat,
die sie erstmals 2015 präsentierte.
Modellhaft zeigte die Gruppe, wie
sich Landschaft und Siedlung im
Dialog mittels selektivem Wachstum
gleichermassen entwickeln lassen
und identitätsstiftende Lebensräume
geschaffen werden können. Dazu
entwickelte die Gruppe drei Thesen:
■ Selektives Wachstum: Spezifisches
Wachsen und Schrumpfen dienen
dazu, den Siedlungsflächen und dem
Kulturland eine bewusste Gestalt zu
verleihen. Diese ist aus Bedingungen
der Landschaft und der Topografie
entwickelt. Der Form von Rändern,
Grenzen und Übergängen kommt
damit ebenso eine Bedeutung zu wie
dem Verhältnis von Besiedlung und
Kulturland. Nicht jede Gemeinde darf
künftig unabhängig von den anderen
weiterwachsen. Bevölkerungsmässig
wachsen sollen vor allem die Städte;
die Dörfer in den Tälern sollen dort,
wo es sinnvoll ist, auch schrumpfen.
■ Heroprinzip: Stadt und Land stehen
in einer gegenseitigen Abhängigkeit.
Die Stadt braucht das Land zu ihrer

D

Versorgung und zur Naherholung,
das Land die Stadt als Kunde der
landwirtschaftlichen Produkte. Dieses
vorindustrielle Prinzip kann auch
heute ein Erfolgsmodell sein, wie der
1886 gegründete und bis heute in
Lenzburg ansässige Nahrungsmittel-
konzern Hero beweist.
■ Städtekette: Die Kleinstädte Brugg,
Lenzburg, Aarau und Olten bilden
regionale Zentren und stehen in einer
Beziehung zu ihren landwirtschaftlich
geprägten Südtälern. Sie bilden die
Glieder einer Kette, welche durch die
Flusslandschaft der Aare verbunden
sind. Diese Antithese zur Bandstadt
bietet einen ausgeprägten Land-
schaftsbezug, eine überschaubare
Grösse und eine erkennbare Gestalt.

Nach der Publikation der Thesen im
«Bibergeil-Anzeiger» und einer ersten
Diskussion in Lenzburg stellte sich die
Gruppe dem Diskurs. Mit ausgewählten
Exponenten aus Kultur, Politik, Wirt-
schaft, Landwirtschaft und Raument-
wicklung wurden die erarbeiteten Inhalte
an vier Tischgesprächen diskutiert. Zu
den Teilnehmenden gehörten etwa Peter
Grünenfelder, Direktor Avenir Suisse, die
Philosophin Katja Gentinetta, Politik-
wissenschaftler Andreas Gross, der
Schriftsteller Michel Mettler oder alt
Regierungsrätin Susanne Hochuli. Aus
den Gesprächen entstanden der
«Bibergeil-Anzeiger 2» und eine öffent-
liche Diskussion im Salzhaus in Brugg
(Artikel links). Die Gruppe «Bibergeil»
will ihre Ideen über die künftige Ausge-
staltung unseres Lebensraumes vermehrt
auch in die Öffentlichkeit und Institu-
tionen tragen, handelt es sich doch, laut
der Gruppe, bei der Fragen, wie und
wo wir leben wollen, um «einen gesell-
schaftlichen Aushandlungsprozess».

Mehr über die Gruppe «Bibergeil»
und ihre Thesen unter www.bibergeil.ch

DIE GRUPPE «BIBERGEIL»

Das Heroprinzip
und die Städtekette
an der Aare

Die Gruppe «Bibergeil»(von
links): Rainer Zulauf, Rolf Meier,
Martin Leder, Thomas Schnei-
der, Beat Schneider, Lukas
Zumsteg, Daniela Valentini,
Andreas Graf, Peggy Liechti. 
JEAN JACQUES RUCHTI

«Der Aargau ist durchgehend urbanisiert, kein Aargauer lebt mehr auf dem Land, sagt Publizist Benedikt Loderer – deshalb sei        es reiner Selbstbetrug, wenn der Aargau sich als Landkanton bezeichne. DANIELA VALENTINI

«‹Bibergeil› utopiert
weiter. Wir bleiben
weiterhin frei und
unabhängig.»
Lukas Zumsteg Mitglied
der Gruppe «Bibergeil»

«Der Aargau ist
durchgehend
urbanisiert. Kein
Aargauer lebt mehr
auf dem Land.»
Benedikt Loderer Publizist

«Ich weiss, das ist
eine verdammte
Knochenarbeit.
Aber es lohnt sich.»
Susanne Hochuli alt
Regierungsrätin

«Ein Agglo-Teppich
mit Grünanteil»

Die Gemeinde Reinach hat das
Grundstück zur Landwirtschafts-
zone erklärt, ohne dass die Rent-
nerin davon Kenntnis hatte. Statt
rund 500 000 Franken wie bisher
in der Bauzone, ist das Land jetzt
noch rund 800 Franken wert.

Laut Michael Rothen, Leiter Sek-
tion Orts-, Siedlungs- und Regional-
planung West beim Departement
Bau Verkehr und Umwelt, sind
Auszonungen wie in Reinach kein
Einzelfall. «Mit dem vom Grossen
Rat im März 2015 beschlossenen
und jüngst vom Bundesrat geneh-
migten kantonalen Richtplan wur-
den sechs Gemeinden dazu ver-
pflichtet, ihre Bauzonen an das im
Richtplan angepasste Siedlungsge-
biet anzupassen beziehungsweise
Auszonungen vorzusehen», sagt er
auf Anfrage der AZ.

Auch Reinach habe diese Auszo-
nung in ihrer Funktion als Pla-
nungsträgerin zur Erfüllung der
bundesrechtlichen Vorgaben ei-
gens vorgesehen. Doch auch das ist
laut dem Experten nicht ausserge-
wöhnlich und könne in jeder Ge-
meinde des Kantons vorkommen,
um die Vorgaben des Raumpla-
nungsgesetzes zu erfüllen. Doch
wie sieht es mit der Informations-

pflicht der Gemeinde aus? Gegen-
über dem TV-Sender Tele M1 kriti-
sierte Rosmarie Kohli, dass sie
über die geplante Umzonung ihres
Grundstücks und den Wertverlust
nicht informiert worden sei. Weil
sie im Nachbarkanton Luzern lebt,
habe sie auch die Publikation im
Amtsblatt nicht gesehen.

Ist es von der Gemeinde tatsäch-
lich zu viel verlangt, Grundbesitzer
wie Rosmarie Kohli persönlich zu
kontaktieren und zu informieren,
ehe ihr Land ausgezont wird? Ro-
then dazu: «Es ist einfach gesagt,
dass der Informationsaufwand für
die Gemeinde gering ist. Beschäf-
tigt man sich aber vertiefter mit
dem Inhalt einer Nutzungspla-
nung, merkt man rasch, dass die
Abgrenzung, in welchen Fällen ei-
ne individuelle Benachrichtigung
und wann keine angezeigt ist, sehr
schwierig ist. Letztlich will die Ge-
meinde auch eine Gleichbehand-
lung unter den von der Nutzungs-
planungsrevision betroffenen Ei-
gentümern gewährleisten.»

Deshalb kann der Experte Besit-
zern von unerschlossenen Bauzo-
nen nur nahelegen, wachsam, in-
formiert und in periodischem Kon-
takt mit der Gemeinde zu bleiben.
«Revisionen der Nutzungsplanung
kommen nicht von heute auf mor-
gen, sondern rund alle 15 Jahre
und dauern mehrere Jahre.» Es lä-
ge also zu einem grossen Teil auch
in der Eigenverantwortung der
Grundbesitzer, zu schauen, was in
der Gemeinde betreffen Nutzungs-
planung passiert. (LUK)

Überraschend, aber
nicht ungesetzlich
Jahrelang hütete Rosmarie
Kohli in Reinach Land im
Wert von 500 000 Fran-
ken. Nun ist das Grund-
stück fast wertlos gewor-
den, wie Tele M1 berichtet.

Wenige Sätze sorgten für viele Schlag-
zeilen: «Mutmasslicher Verlust von
Sprengmitteln in der Rekrutenschule»,
titelte das Verteidigungsdepartement.
Die kurze Mitteilung hatte einen explo-
siven Inhalt: Mehrere Kilogramm
Sprengmittel seien in der Infanterie-
Durchdiener-RS in Aarau verschwun-
den, hiess es im September 2016.

Ein Jahr ist seither vergangen. Doch
der Sprengstoff, die Zünder sowie die
Übungs-Handgranaten konnten noch
immer nicht gefunden werden, wie eine
Nachfrage bei der Militärjustiz zeigt.
Kommunikationschef Martin Immen-
hauser spricht von einem sehr umfang-
reichen Verfahren, an dem auch die
Strafverfolgungsbehörden der Kantone
und des Bundes beteiligt seien. Ein
Team aus Vertretern von Militärjustiz
und zivilen Behörden ermittle «unter
Hochdruck». Wie viele Personen mit
dem Fall beschäftigt sind, gibt die Mili-
tärjustiz nicht preis. Immenhauser: «Die
Zahl der Beteiligten wechselt täglich,
aber es sind mehr als nur zwei, drei.»

Einstellen oder weitersuchen?
Fest steht inzwischen: Buchungsfeh-

ler sind passiert, nicht das ganze Mate-
rial ist auch wirklich physisch ver-
schwunden. «Wir gehen aber davon
aus, dass ein Teil tatsächlich fehlt», sagt
Immenhauser. Verlust oder Diebstahl –
bislang könne noch keine Ursache aus-
geschlossen werden. Der Militärjustiz-
Sprecher will sich mit Verweis auf die
laufenden Untersuchungen auch nicht

dazu äussern, ob im Falle eines Dieb-
stahls Täter von ausserhalb der Armee-
kreise infrage kommen.

Explosives Armeematerial, das spur-
los verschwunden ist – ein Grund zur
Beunruhigung? «Nein, die Bevölkerung
muss sich keine Sorgen machen», be-
schwichtigt Immenhauser. Bislang habe
es in der Schweiz keine Anschläge mit
Sprengstoff, Waffen oder Munition der
Schweizer Armee gegeben. Der Spre-
cher versichert aber auch: «Wir neh-
men die Suche sehr ernst. Gerät das
Material in falsche Hände, wäre das
nicht gut.» Deshalb stehe die Suche
nach den verschwundenen Sprengmit-
teln im Vordergrund.

Die andere Option wäre, die Ermitt-
lungen einzustellen, doch das werde
erst dann zum Thema, wenn die Er-
mittler zum Schluss kommen sollten,
dass keine Chance mehr auf eine Klä-
rung des Falls besteht. «Davon kann im
Moment keine Rede sein. Die Untersu-
chung läuft weiter», sagt der Sprecher.

«Das wäre Kaffeesatzlesen»
Die Frage, wann mit einem Abschluss

des Verfahrens zu rechnen ist, lässt
Militärjustiz-Sprecher Martin Immen-
hauser offen. «Das wäre Kaffeesatzle-
sen und nützt niemandem etwas.»
Letztlich hänge die Dauer davon ab,
welche neuen Spuren sich ergeben.

Der Vorfall hat auch bereits die Poli-
tik beschäftigt. Im Februar erkundigte
sich SP-Nationalrätin Yvonne Feri nach
dem Verbleib der verschwundenen
Sprengmittel. In der Fragestunde hielt
sich Verteidigungsminister Guy Parme-
lin bei seiner Antwort aber bedeckt
und verwies auf die laufenden Ermitt-
lungen. Der SVP-Bundesrat nutzte die
Gelegenheit allerdings, um zu verkün-
den, dass die Armee aus dem Vorfall
Lehren gezogen habe. Unter anderem
sei das Prinzip der doppelten Kontrolle
verstärkt worden.

Sprengstoff spurlos
verschwunden
Armee Das Militärmaterial,
das seit einem Jahr in Aarau
fehlt, ist bis heute nicht wieder
aufgetaucht – der Fall stellt das
Ermittlerteam vor Rätsel.

VON MANUEL BÜHLMANN

BUCHS
Gartenhäuschen durch
Brand vollständig zerstört
Am Sonntagmorgen, kurz nach 4 Uhr,
standen in der Obermatt Buchs zwei
Gartenhäuschen in Vollbrand. Zwar
konnte die Feuerwehr den Brand
rasch löschen, die Häuschen wurden
aber vollständig zerstört. Die Brand-
ursache ist noch unbekannt. (AZ) 

NACHRICHTEN

Ein Baumeister aus dem Fricktal ist zu
Recht zu einer Busse von 2000 Fran-
ken und einer bedingten Geldstrafe von
19 000 Franken verurteilt worden, weil
er einen Ausländer ohne Bewilligung
beschäftigte. Dies hat das Bundesge-
richt entschieden und damit ein Urteil
des Aargauer Obergerichts gestützt.

Die Staatsanwaltschaft sprach den
Baumeister vor zwei Jahren der vor-
sätzlichen Beschäftigung eines Auslän-
ders ohne Bewilligung schuldig. Sie auf-
erlegte ihm eine bedingte Geldstrafe
von 34 200 Franken sowie eine Busse
von 2000 Franken. Auf Einsprache hin
bestätigte das Bezirksgericht Laufen-
burg den Schuldspruch, reduzierte die
bedingte Geldstrafe aber auf 7600 Fran-
ken und die Busse auf 1900 Franken.

Dagegen erhoben sowohl die Staats-
anwaltschaft als auch der Baumeister
Berufung ans Obergericht. Auch dieses
bestätigte den Schuldspruch, erhöhte
aber die Geldstrafe 19 000 Franken)
und die Busse auf 2000 Franken. Der
Baumeister akzeptiere dies nicht und
zog vor Bundesgericht. Speziell war,
dass der Baumeister am Tag des Stel-
lenantritts des Ausländers das Migrati-

onsamt angerufen hatte. Er hatte auch
die Sozialabgaben vom Lohn abgezo-
gen und abgeliefert und die Anstellung
beim Steueramt zur Begleichung der
Quellensteuer angemeldet.

Auf den Arbeiter angewiesen
Vor Bundesgericht argumentierte der

Baumeister, es treffe zwar zu, dass der
Arbeiter über keine Arbeitsbewilligung
verfügt habe; dies habe er aber nicht
gewusst. Das Obergericht vermute nur,
dass er von der fehlenden Bewilligung
gewusst habe. Das Vorgehen der Behör-
den sei willkürlich, aktenwidrig und
verletze die Unschuldsvermutung.

Bei der Einvernahme durch die Poli-
zei hatte der Arbeiter jedoch ausgesagt,
dem Baumeister erklärt zu haben, dass
er nur über den «F»-Ausweis verfüge
und eine Arbeitsbewilligung benötige.
Das Bundesgericht geht mit dem Ober-
gericht davon aus, dass der Baumeister
bewusst auf das Einholen einer Bewilli-
gung verzichtet hatte, weil er dringend
auf einen raschen Stellenantritt des Ar-
beiters angewiesen war. Der Baumeis-
ter muss die Gerichtskosten von 2000
Franken bezahlen. (TZI)

Bundesgericht

Ausländer ohne Arbeitsbewilligung
angestellt: Baumeister muss zahlen


